
Neue Justiz 8/84 311

— für nichtselbstverwaltete Territorien und ethnische Fra­
gen. ,
Das Sekretariat der Union unterstützt unter Leitung des 

Generalsekretärs das Exekutivkomitee und ist für die Ver­
wirklichung der Programme der IPU zuständig. Sein stän­
diger Sitz befindet sich in Genf.

Welche Aufgaben erfüllt die Interparlamentarische Gruppe 
der DDR? Beschränkt sich ihre Tätigkeit auf Mitarbeit im 
Rahmen der IPU, oder stellt sie sich weitere, eigenständige 
Aufgaben?

Die Interparlamentarische Gruppe der DDR (IPG), die aus 
allen Abgeordneten der Volkskammer besteht, arbeitet aktiv 
in der Interparlamentarischen Union mit. Obwohl sie bereits 
am 25. Juni 1955 gegründet wurde, konnte sie ihre Mitglied­
schaft in der IPU nach langem Kampf gegen entspannungs­
feindliche Kräfte erst 17 Jahre später erlangen.

Die IPG der DDR wählt zu Beginn einer jeden Wahlperiode 
den Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden. 
Sie bilden gemeinsam mit Mitgliedern der Fraktionen der 
Volkskammer das Komitee der IPG der DDR.

Die IPG der DDR leistet ihre Arbeit auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse und der darauf 
fußenden Beschlüsse und Festlegungen der Volkskammer der 
DDR. Die Tätigkeit der IPG der DDR ist fester Bestandteil 
der außenpolitischen Tätigkeit der Volkskammer und ihres 
Präsidiums. Gegenwärtig bestimmen vor allem die Prager De­
klaration des. Politischen Beratenden Ausschusses der Teil­
nehmerstaaten des Warschauer Vertrags vom 5. Januar 1983, 
die Moskauer Erklärung höchster Repräsentanten sozialisti­
scher Staaten vom 28. Juni 1983 sowie die Deklaration der 
RGW-Mitgliedsländer über die Erhaltung des Friedens und 
die internationale ökonomische Zusammenarbeit vom
14. Juni 1984 die Aktivitäten unserer IPG.

In den Jahren ihrer Mitgliedschaft in der IPU hat die 
IPG der DDR einen aktiven Beitrag zur Propagierung und 
Verwirklichung unserer sozialistischen Außenpolitik gelei­
stet. Sie hat durch ihr Wirken in dieser Organisation dazu 
beigetragen, daß sich die Aktivitäten der IPU stärker auf 
die wichtigen internationalen Probleme orientieren. Dabei 
hat die IPG der DDR durch ihre initiativreiche Tätigkeit an 
Autorität gewonnen und wurde ein geachtetes Mitglied der 
IPU. Das zeigte sich insbesondere auch in der Entscheidung, 
die 67. Interparlamentarische Konferenz 1989 in Berlin durch­
zuführen, und nicht zuletzt auch in der Wahl des Vorsitzen­
den der IPG der DDR in das Exekutivkomitee der IPU.

Die IPG der DDR leistet darüber hinaus einen aktiven Bei­
trag im weltweiten Ringen der Parlamentarier für eine fried­
liche und glückliche Zukunft aller Völker. Sie nutzt u. a. die 
umfangreichen Kontaktmöglichkeiten zur Fortführung des 
politischen Dialogs mit Parlamentariern anderer Länder.

Die IPG der DDR wird auch in Zukunft auf der Grundlage 
der Statuten und Regeln der IPU aktiv in dieser Organisa­
tion mitarbeiten. Auf den Konferenzen wird sie gemeinsam 
mit den Vertretern der anderen sozialistischen Staaten die 
Politik der friedlichen Koexistenz fördern und die Verant­
wortung der Parlamentarier verdeutlichen, die sie für den 
Kampf um die Festigung des Weltfriedens, die Lösung inter­
nationaler politischer Grundfragen und für die Zusammen­
arbeit zwischen den Staaten und Völkern tragen. Die IPG 
der DDR pflegt vor allem eine enge Zusammenarbeit mit den 
Vertretern der Interparlamentarischen Gruppen der soziali­
stischen Länder. Jährlich finden Konsultativtreffen der 
Vorsitzenden dieser Gruppen statt, um das gemeinsame Auf­
treten im Rahmen der IPU abzustimmen. Gastgeber eines 
solchen Treffens wird im nächsten Jahr die IPG der DDR sein.

Nicht zuletzt ist es auch dem gemeinsamen Wirken der 
sozialistischen Staaten zu verdanken, daß die IPU ständig 
die Bedeutung der KSZE-Schlußakte von Helsinki für die 
Gestaltung der internationalen Beziehungen hervorhebt und 
der Forderung nach politischen Lösungen aller strittigen 
Fragen zwischen Staaten und Völkern auf dem Wege von Ver­
handlungen ihre Unterstützung gibt. Ganz in diesem Sinne 
haben die Interparlamentarischen Konferenzen für europäi­
sche Zusammenarbeit und Sicherheit 1973 in Helsinki, 1975 
in Belgrad, 1978 in Wien, 1980 in Brüssel und 1983 in Buda­
pest dazu beigetragen, die Verantwortung und Aktivität der 
Parlamentarier in aller Welt zur Verwirklichung der Schluß­
akte von Helsinki als Ganzes zu erhöhen und so mitzuhelfen, 
die Öffentlichkeit für den Kampf um Frieden, Entspannung 
und Abrüstung zu mobilisieren.

All diese intensiven und jahrelangen Bemühungen ändern 
nichts an der Tatsache, daß die internationale Situation

gegenwärtig kompliziert ist und die Gefahr für den Frieden 
in Europa und der ganzen Welt mit dem Beginn der Statio­
nierung neuer USA-Nuklearwaffen auf westeuropäischem Bo­
den sogar um ein Vielfaches gewachsen ist. Damit wächst auch 
die Verantwortung der Parlamentarier in der Welt und kon­
kret auch für ihr Wirken in der IPU. Für uns als Parlamen­
tarier leitet sich daraus die Verpflichtung ab, alles zu tun, 
um diese die Menschheit bedrohende Entwicklung aufzuhal­
ten, und dazu beizutragen, daß die internationalen Bezie­
hungen wieder von den Prinzipien friedlicher Koexistenz 
und gegenseitig nützlicher Zusammenarbeit bestimmt wer­
den. Deshalb halten wir die Fortsetzung des politischen Dia­
logs in der IPU mit all den Kräften, die ihre Verantwor­
tung für die Geschicke ihrer Völker wahmehmen und zu einer 
Verständigung bereit sind, für außerordentlich bedeutsam.

Wie spiegelte sich die Verantwortung der Parlamentarier im 
Kampf um die Erhaltung des Friedens auf der 71. Interpar­
lamentarischen Konferenz wider, die kürzlich in Genf statt­
fand?

In Anbetracht der komplizierten internationalen Situation 
gilt es, mehr denn je alle Möglichkeiten zu nutzen, die die 
IPU bietet, um unsere sozialistische Außenpolitik zu 
propagieren. Wir müssen erreichen, daß die IPU noch wirk­
samere Aktivitäten vor allem im Kampf um die Sicherung 
des Friedens, für die Weiterführung des Entspannungspro­
zesses und für konkrete Abrüstungsschritte entwickelt. Die 
Durchsetzung dieser Zielstellung ist allerdings auf Grund 
der zum Teil gegensätzlichen politischen und weltanschau­
lichen Auffassungen sehr kompliziert. Diese Tatsache war 
auch auf der 71. Interparlamentarischen Konferenz ganz be­
sonders zu spüren.

Verlauf und Ergebnisse der Konferenz waren von dem Be­
mühen der überwiegenden Mehrheit der Parlamentarier ge­
kennzeichnet, den politischen Dialog fortzusetzen, um die 
internationalen Beziehungen wieder in ruhigere Bahnen zu­
rückzuführen. Bei aller Unterschiedlichkeit der Stand­
punkte, insbesondere hinsichtlich der Bewertung der Ur­
sachen der zugespitzten internationalen Lage, widerspiegelte 
die Konferenz die gewachsene Erkenntnis der Teilnehmer, 
daß die Abwendung der Gefahr eines Nuklearkrieges die 
dringendste Aufgabe der Gegenwart ist.

Als Hauptergebnisse der Konferenz sind hervorzuheben:
— die Betonung, daß die Abwendung eines Nuklearkrieges 

die dringendste Aufgabe der Gegenwart ist,
— (he Forderung nach Beendigung des nuklearen Wettrüstens 

sowie die Verurteilung des Nuklearkrieges als scheuß­
lichstes Verbrechen gegen die Völker einschließlich der 
Verurteilung aller Doktrinen, die die Führbarkeit und 
Begrenzbarkeit eines Atomkrieges propagieren,

— die tjnterstützung der weltweiten Friedensbewegung,
— die Forderung nach Vereinbarungen über das Gewaltver­

bot, das Verbot chemischer Waffen und das Verbot des 
Wettrüstens im Weltraum,

— die Unterstützung der Schaffung von kernwaffenfreien 
Zonen,

— das Eintreten für die Reduzierung der Militärbudgets.
Die Mehrheit der Parlamentarier versteht, daß durch die

Stationierung von USA-Erstschlagsraketen in Westeuropa 
die internationale Lage außerordentlich verschärft wurde. 
Es wurden hierzu aber auch unterschiedliche Auffassungen 
vertreten. Gerade darum war der Dialog auf diesem Weltfo­
rum der Parlamentarier notwendig und muß auf der 72. IPU- 
Konferenz vom 24. bis 29. September dieses Jahres in Genf 
konstruktiv weitergeführt werden.

Genosse Fechner, wenn Sie im 35. Jahr der Gründung der DDR 
die Bilanz unserer interparlamentarischen Aktivität ziehen 
— zu welcher Aussage kommen Sie?

Ich kann feststellen, daß die Interparlamentarische Gruppe 
der DDR im Rahmen der IPU eine umfangreiche und aktive 
Arbeit leistete und dazu beigetragen hat, daß unsere Republik 
einen anerkannten und geachteten Platz in diesem Weltforum 
der Parlamentarier einnimmt. Auch hierin widerspiegelt sich 
die kluge Politik unserer Partei- und Staatsführung, der 
enge Zusammenhang von Innen- und Außenpolitik.

Die IPG der DDR wird auch künftig gemeinsam mit den 
nationalen Gruppen der anderen sozialistischen Länder alles 
tun, um in der IPU unsere sozialistische Außenpolitik zu 
propagieren und den Dialog weiterzuführen. Es soll damit 
erreicht werden, daß die IPU einen noch aktiveren Beitrag 
für die Sicherung des Friedens, für Rüstungsbegrenzung, Ab­
rüstung und Völkerverständigung leistet.


